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Washington. Die Regierung 
von US-Präsident Joe Biden hat 
die Vorgängerregierung unter 
Donald Trump weitgehend für 
die Schwierigkeiten beim US-
Truppenabzug aus Afghanistan 
verantwortlich gemacht. Biden 
sei in seinen Entscheidungen, 
wie der Abzug durchzuführen 
sei, durch die von Trump ge-
schaffenen Bedingungen 
„stark eingeschränkt“ gewesen, 
hieß es in einem am Donners-
tag veröffentlichten Bericht 
verschiedener Nachrichten-
dienste unter der Führung des 
nationalen Sicherheitsrates. 
Biden war für den Abzug Ende 
August 2021 stark kritisiert 
worden. Bei einer Terrorattacke 
vor dem Flughafen von Kabul 
kurz vor dem endgültigen Ab-
zug wurden Dutzende Afgha-
nen und 13 US-Soldaten getö-
tet. dpa

US-Regierung: 
Chaos-Abzug 
wegen Trump
Ein Bericht  gibt Donald 
Trump die Hauptschuld 
am chaotischen 
Afghanistan-Abzug 2021.

An Weihnachten gibt es Ge-
schenke, an Ostern Schokoha-
sen, und an Himmelfahrt wird 
getrunken. Das ist in etwa die 
säkularisierte Füllung jenes re-
ligiösen Zeitraums, den das 
Kirchenjahr einmal eröffnet 
hat. Man konsumiert –  dass 
zum Kernbestand des christli-
chen Bilderkreises eine Tisch-
szene gehört, hat an derlei Ge-
bräuchen kaum mehr einen 
Anteil.

Das Profane macht sich in 
der Sphäre des Religiösen breit. 
Mehr als Jenseitshoffnungen 
gelten dem  Menschen die  Frei-
zeitversprechen der an den 
Feiertag geknüpften freien Ta-
ge. Von der kirchlichen Heils-
dramaturgie zeugen im öffent-
lichen Leben vor allem noch die 
alljährlichen Umschmelzungs-
zyklen der Süßwarenindustrie: 
Nikoläuse, die als Osterhasen 
wiederauferstehen.

Dabei könnte es gerade an-
gesichts der voranschreitenden 
Zersplitterung in Identitäten, 
Meinungslager und sonstige 

einandertreibt. An diesem Wo-
chenende überschneiden sich 
die Hochfeste von Juden, Chris-
ten und Muslimen: Pessach, 
Ostern, Ramadan. Wie viel 
Ausschließung in dem Verbin-
denden liegen kann, sieht man 
in den Ritualen der Grausam-
keit auf dem Jerusalemer Tem-
pelberg.

Unabhängig von Religions-
zugehörigkeit muss es jedem 
überlassen bleiben, mit wel-
chem Sinn er die überkomme-
nen Formen füllt. Die einen hö-
ren Bach’sche Passionen, um 
daraus zu beziehen, was ihnen 
in dogmatischen Formeln un-
zugänglich geworden ist. An-
dere färben Eier, essen Lamm, 
spazieren für den Frieden –  
oder suchen wider ihre sonstige 
Gewohnheit doch wieder ein-
mal eine Kirche auf. Man mag 
manches für eine profane 
Schwundform halten. Doch 
vielleicht erfüllt sich gerade in 
dieser Offenheit das humane, 
befriedende Versprechen, das 
Religionen innewohnt.

Erregungszusammenschlüsse 
darauf ankommen, auf einen 
Bereich zu vertrauen, der die 
zerklüftete Vielfalt individuel-
ler Lebenswelten überbrückt.

Früher war es Sache der Kir-
che, eine den Einzelnen kollek-
tiv überwölbende  Ordnung zu 
stiften. Einmal abgesehen von 
allen Skandalen und dem gras-
sierenden Mitgliederschwund 
der großen Konfessionen ver-
liert in einer auch in religiöser 
Hinsicht immer diverser wer-

denden Gesellschaft ihre Posi-
tion mehr und mehr an Boden.

 Das Bedürfnis nach Ritualen 
bleibt aber. Säkularisierte 
Beichtrituale schlagen die sich 
in sozialen Medien versam-
melnde Gemeinde in Bann. Und 
selbst wenn man die Läute-
rungsexerzitien der sich immer 
weiter ausbreitenden Fasten-
bereitschaft eher unter diäteti-
schen als theologischen Vor-
zeichen verbucht, so bespielen 
sie doch ein ursprünglich von 

dem kirchlichen Jahresrhyth-
mus umrissenes Intervall.

Rituale gehören zum Leben, 
sie machen Wandel und Verän-
derungen erträglicher. In ihrem 
Vollzug erfährt der Einzelne et-
was vom Funktionieren der Ge-
sellschaft, in der er lebt, ohne 
dafür alle Überzeugungen tei-
len zu müssen.

Rituale sind der Kitt, der 
eine Demokratie zusammen-
hält. Sie können auch der 
Sprengstoff sein, der sie aus-

Von STefan Kister

Tröstliche 
Wiederkehr
Die Kirche verliert an Boden. Das Bedürfnis nach Ritualen 
jedoch bleibt.
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Berlin/Stuttgart.  Bundes-
innenministerin Nancy Faeser 
löst im Südwesten Unverständ-
nis aus. Die SPD-Politikerin 
hatte erklärt, sie könne Forde-
rungen der Kommunen nach 
mehr Geld vom Bund für die 
Unterbringung von Flüchtlin-
gen und Migranten zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht nachvoll-
ziehen. „Ich finde es seltsam, 
wenn jetzt schon –  Anfang Ap-
ril dieses Jahres –  gesagt wird, 
das Geld für dieses Jahr reiche 
nicht aus“, sagte sie den Zei-
tungen der Funke Mediengrup-
pe (Donnerstag). Sie argumen-
tierte zudem, es dürfe „keine 
Höchstgrenzen für Mensch-
lichkeit geben“.

- Gentges kritisiert Aussagen
Dies gehe an der wirklichen La-
ge vorbei, warf ihr die baden-
württembergische Migrations-
ministerin Marion Gentges 
(CDU, Wahlkreis Lahr) vor. Es 
gehe um objektive Kapazitäts- 
und Leistungsgrenzen. Oft 
werde der Raum für die Unter-
bringung knapp. Die ehren- 
und hauptamtlichen Helfer 
stießen an ihre Belastungs-
grenze oder seien bereits darü-
ber. Baden-Württemberg habe 

im vergangenen Jahr deutlich 
mehr Menschen aufgenommen 
als in den Jahren der Flücht-
lingskrise 2015 und 2016 zu-
sammen. Das gehe nur mit 
einer großen Kraftanstrengung 
aller Beteiligten. Der Bund 
müsse sich auf europäischer 
Ebene für eine gerechte und 
ausgewogene Verteilung ein-
setzen. Er müsse zudem dafür 
sorgen, dass die Aufnahmeka-
pazitäten in den Ländern und 

Kommunen abgefedert wür-
den, sagte die CDU-Ministerin.

- Palmer fühlt sich nicht ernst 
genommen
 „Wenn die Bundesinnenminis-
terin meint, die Kommunen 
hätten doch keine Probleme 
und könnten noch gar nicht 
wissen, was noch alles auf sie 
zukommt, dann fühle ich mich 
wirklich nicht ernst genommen 
und fast schon veralbert“, sagte 

Tübingens Oberbürgermeister 
Boris Palmer (Grüne) am Don-
nerstag in der Sendung „RTL 
Direkt“. Palmer sagte, die Kom-
munen seien mit der Lage über-
fordert.

In vergangenen Jahr wurden 
laut Justizministerium 146 000 
Menschen aus der Ukraine, 
28 000 Asylsuchende und 3400 
Menschen im Rahmen der hu-
manitären Hilfe aufgenom-
men. In den ersten Monaten 

2023 waren Stand Donnerstag 
bislang weitere 7000 Menschen 
auf der Suche nach Asyl sowie 
13 000 auf der Flucht vor dem 
Ukraine-Krieg und 600 weitere, 
darunter zum Beispiel Orts-
kräfte aus Afghanistan.

Im Land gibt es derzeit mehr 
als zehn Aufnahmestandorte, 
darunter das Ankunftszentrum 
in Heidelberg, in dem bis zu 
2000 Menschen untergebracht 
werden können, sowie vier Lan-
deserstaufnahmestellen in Ell-
wangen, Sigmaringen, Freiburg 
und Karlsruhe. 

- Frei fordert doppelt so viel 
Unterstützung
 Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfrak-
tion, Thorsten Frei (CDU, Do-
naueschingen), hat derweil 
eine Verdopplung der für dieses 
Jahr zugesagten Bundesgelder 
für Kommunen gefordert. 
„2022 sind mit 1,3 Millionen 
Menschen mehr Schutzsu-
chende nach Deutschland ge-
kommen als in den beiden Mig-
rationskrisenjahren 2015 und 
2016 zusammen“, sagte Frei 
dem Redaktionsnetzwerk 
Deutschland (RND). Die Kom-
munen bräuchten „mindestens 
doppelt so viel Unterstützung 
als die bisher für dieses Jahr 
vorgesehenen 2,75 Milliarden 
Euro“.

Faeser sorgt für Unmut im Südwesten 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser erntet für Äußerungen zu Flüchtlingskosten Kritik. Die Aussagen gingen an der wirklichen 
Lage vorbei, kritisiert Landesmigrationsministerin Marion Gentges. Tübingens OB Boris  Palmer schimpft ebenfalls lautstark.

Bundesinnenministerin Nancy Faeser erhält Gegenwind aus dem Südwesten. Foto: dpa/Paul Zinken

 Mehrheit für geplante  
Namensrecht-Reform
Berlin. Die Pläne  für eine Li-
beralisierung des deutschen 
Namensrechts stoßen mehr-
heitlich auf Zustimmung. Dass 
die Bildung gemeinsamer Dop-
pelnamen künftig möglich sein 
soll, finden 55 Prozent der 
Deutschen gut, wie eine Um-
frage des Meinungsforschungs-
instituts YouGov zeigt. dpa

Saudi-Arabien und 
Iran nähern sich an
Peking. Iran und Saudi-Ara-
bien haben in China ein  Zei-
chen der Annäherung gesetzt. 
Die Außenminister Hussein 
Amirabdollahian und Faisal bin 
Farhan kamen am Donnerstag 
in Peking zusammen –  die ers-
te solche Begegnung seit mehr 
als sieben Jahren.  dpa

Proteste in Frankreich 
gehen weiter
Paris. In Frankreich sind er-
neut mehr als eine halbe Mil-
lion Menschen gegen die be-
reits beschlossene Rentenre-
form auf die Straße gegangen. 
Im Vergleich zu früheren Pro-
testtagen ging die Beteiligung 
jedoch zurück. dpa

Gassen fordert 
Corona-Aufarbeitung
Berlin. Der Vorsitzende der 
Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV), Andreas Gas-
sen, begrüßt das Auslaufen al-
ler Corona-Schutzmaßnah-
men.  Alle ergriffenen staatli-
chen Maßnahmen müssten 

nun genau auf ihre Wirksam-
keit hin untersucht werden, 
sagte er dem Redaktionsnetz-
werk Deutschland. dpa

 Der KBV-Vorsitzende Andreas 
Gassen Foto: dpa/Bernd von Jutrczenka
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Berlin. Die Vorsitzende der 
Linkspartei, Janine Wissler, hat 
im Gespräch mit unserer Re-
daktion die Anerkennung der 
Kriegsdienstverweigerung als 
Asylgrund gefordert. „Von In-
haftierung über Folter bis hin 
zur Todesstrafe drohen denen, 
die den Mut haben, sich dem 
Töten zu verweigern, alle Arten 
von Gewalt und Verfolgung, 
unter denen auch aus anderen 
Gründen Verfolgte leiden“, sag-
te Wissler. „Die Bundesregie-
rung verurteilt Kriegsverbre-

chen in anderen Ländern. Doch 
wenn Menschen, die wirklich 
einen Beitrag dagegen leisten, 
indem sie sich unter Gefahr für 
Leib und Leben der Beteiligung 
an dem Morden verweigern, bei 
uns Schutz suchen, werden sie 
abgewiesen. Kriegsdienstver-
weigerung ist in Deutschland 
nicht als Asylgrund anerkannt. 
Das muss sich ändern.“

Mit Blick auf den russischen 
Angriffskrieg in der Ukraine 
nannte es die Linken-Chefin 
„ein Höchstmaß an Doppelmo-
ral“, die Gewaltausübung einer 
Armee zu verurteilen, „aber 

den Mutigen, die sich dem Tö-
ten verweigern und dafür ver-
folgt werden, Schutz zu verwei-
gern“. Im Endeffekt zwinge 
man damit Menschen, „an eben 
den Verbrechen teilzuneh-
men“, erklärte Wissler. Sie 
nannte es einen „großen 
Dienst am Frieden, Menschen 
zu unterstützen, wenn sie die 
Waffen niederlegen“. 

Das Problem wird in der 
deutschen Politik seit längerer 
Zeit diskutiert.  Sowohl in Russ-
land als auch in der Ukraine ist 
das Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung derzeit ausgesetzt.

„Großen Dienst am Frieden“
Linke-Chefin Janine Wissler fordert, dass die Verfolgung wegen 
Kriegsdienstverweigerung als Asylgrund ins Gesetz aufgenommen wird.


